
VfSlg 12.049/1989 
Rechtssatz 
 
Ein vermögensrechtlicher Anspruch gegenüber dem Bund oder einem Land ist jedenfalls dann in einer 
die Zuständigkeit des Verfassungsgerichtshofes nach Art137 B-VG ausschließenden Weise im 
ordentlichen Rechtsweg auszutragen, wenn sich die Zuständigkeit der ordentlichen Gerichte zur 
Entscheidung über den geltend gemachten Anspruch aus §1 JN herleiten läßt (VfSlg. 3076/1956). Für 
die Zuordnung eines Rechtsanspruchs zu den "bürgerlichen Rechtssachen" und die daraus folgende 
Zuständigkeit der Zivilgerichte gemäß §1 JN ist maßgeblich, ob die Rechtsordnung die betreffenden 
Rechtsverhältnisse einem privatrechtlichen oder einem öffentlich-rechtlichen Regime unterworfen hat 
und welcher rechtlichen Handlungsformen sich eine Gebietskörperschaft, die eine vermögens-
rechtliche Leistung abgelehnt hat und deswegen nun in Anspruch genommen wird, bedient (vgl. VfSlg. 
Anhang 4 und 7/1956, 3262/1957). 
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